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 Editorial 
Die Bundestagswahl im September und die kommenden Landtagswah-
len prägen bereits zu Beginn dieses „Superwahljahres“ auch die finanz-
und steuerpolitischen Themen. Im Mittelpunkt der Diskussionen stehen 
die sinnvolle Verwendung der Haushaltsüberschüsse sowie Überlegun-
gen zu steuerlichen Entlastungen, zu denen etwa die Korrektur der „kal-
ten“ Progression beim Einkommensteuertarif gezählt wird. Die Wünsche 
zur Verwendung der Haushaltsüberschüsse reichen von Schuldenab-
bau, über verstärkte Investitionen in die Infrastruktur, mögliche Steuer-
senkungen bis hin zu Vergünstigungen für die Wirtschaft. Diese Diskus-
sionen sind durchaus geprägt von parteipolitischen Präferenzen. 
 
Auch in Berlin wurde gewählt. Die Koalition aus drei Parteien hat die bis 
2021 angestrebten Ziele in einer Koalitionsvereinbarung beschlossen. 
Wie erwartet wurden neue Schwerpunkte gesetzt. Konkrete steuerpoliti-
sche Änderungen in Berlin wurden aber noch nicht umgesetzt oder sind 
jedenfalls noch nicht öffentlich bekannt geworden. 
 
In unserem Interview möchten wir ein bereits seit vielen Jahren tätiges 
Produktionsunternehmen aus Fürstenwalde vorstellen. Die SEDO Che-
micals Neoprene GmbH wurde in 2002 als Management-Buy-Out ge-
gründet und ist seither erfolgreich auf dem Markt für Neopren-Produkte 
präsent. Mitgründer, Hauptgesellschafter und Geschäftsführer
Herr Claus Goyer präsentiert in unserem Interview, welche vielfältigen 
Anwendungsmöglichkeiten dieses Material bietet. 
 
Wir hoffen, dass Sie gut, gesund und mit frischer Energie ins neue Jahr 
gestartet sind. Das letzte Jahr war geprägt von bekannten, aber auch 
neuen und interessanten Aufgaben, die wir mit Ihnen zusammen erfolg-
reich gemeistert haben. Wir freuen uns auf eine weitere spannende 
Zusammenarbeit mit Ihnen in 2017. In diesem Sinne wünschen Ihnen 
unsere UHY Teams aus Berlin und Rostock viel Spaß beim Lesen unse-
res NEWSletter. 
 
Herzlich 
Ihre 

 

 

Dr. Ulla Peters 
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 Interview mit Herrn Claus Goyer, Geschäftsführer der 
SEDO Chemicals Neoprene GmbH 

 Herr Goyer, seit über 20 Jahren ist die SEDO 
Chemicals Neoprene GmbH am Standort 
Fürstenwalde/Spree tätig. Könnten Sie un-
seren Lesern Ihr Geschäft kurz vorstellen? 
 
„Aber gern. Wir sind ein klassischer Produkti-
onsbetrieb und befassen uns mit der Herstel-
lung und dem Vertrieb eines Produktes, im 
Grunde eines Halbfertigmaterials, das von un-
seren Kunden zu den unterschiedlichsten Fer-
tigerzeugnissen weiter verarbeitet wird. In unse-
rem Haus entsteht vor allem Neopren, so der 
allgemein gebräuchliche Name für einen ganz 
speziellen Zellkautschuk (umgangssprachlich 
auch Zellgummi oder Zellschaum), dessen 
fachwissenschaftliche Bezeichnung CR lautet, 
abgeleitet von Chloroprene Rubber, einem Syn-
thesekautschuk, der – neben anderen Zutaten -
dem Produkt Neopren seine einzigartigen und 
prägenden Eigenschaften verleiht. Um nur eini-
ge davon zu nennen: sehr gutes Isolationsver-
mögen, Wasserundurchlässigkeit, Wetter- und 
Ozonbeständigkeit, Druck-, Zug- und Stoßelas-
tizität, Reiß- und Abriebfestigkeit. Neopren ist 
umweltfreundlich und hautverträglich, besitzt 
eine – wie man heute sagt – angenehme Hap-
tik, ist resistent gegen Seewasser, Öle, Fette 
und etliche Chemikalien und verfügt über eine 
hohe dynamische Belastbarkeit, es ist zudem 
leicht verarbeitbar. Diese besonderen Eigen-
schaften, und vor allem ihre jeweilige Kombina-
tion, machen Neopren zu einem unverwechsel-
baren und recht vielseitig einsetzbaren Produkt. 
Je nach gewünschter Beschaffenheit fertigen 
wir Neoprentypen unterschiedlicher Härte, 
Dehnfähigkeit und Zelldichte oder solche mit 
weiteren Sondereigenschaften (z. B. Farbvari-
anten, zusätzlicher Ozon- oder Flammschutz). 
Die Grundstruktur ist dabei immer weitgehend 
identisch.“ 
 
Wie entsteht das Produkt? 
 
„Stellen Sie sich einfach eine Bäckerei und 
einen herkömmlichen Backprozess vor: Sie 
kennen die Zutaten und die Geheimnisse des 
Verarbeitungsprozesses, Sie haben ein Rezept, 

 und neben erfahrenen und qualifizierten Mitar-
beitern die passenden Maschinen – in diesem 
Fall Knetwerke, Walzen und Extrusionsanlagen 
– und schon ist der „Teig“ fertig: knapp zwanzig 
Kilogramm je Rohling. Weiter geht es in zwei 
Backstufen – der Vulkanisation – , bei der aus 
dem festen, kompakten Teigrohling in nur weni-
gen Minuten ein aus unzähligen kleinen Zellen 
bestehender Block in den Dimensionen eines 
Türblattes entsteht. Dieser Block wird dann, 
nach einer angemessenen Reife- und Ruhezeit, 
auf eigens dafür konstruierten Horizontalspalt-
maschinen je nach Kundenwunsch und Anfor-
derung in jeweils verschieden starke sheets 
gespalten. Ein präziser Schnitt sorgt für ein 
identisches Stärkemaß über die gesamte Flä-
che von nahezu drei Quadratmetern – keine 
einfache Aufgabe bei einem so sensiblen und 
relativ weichen Produkt wie Neopren. Schließ-
lich, und auch darüber entscheidet der Kunde 
und der gewünschte Einsatzzweck, werden die 
einzelnen sheets mit mannigfaltigsten textilen 
Gewirken, Gestricken oder auch Geweben ka-
schiert – entweder einseitig oder beidseits. 
Darüber hinaus gibt es die Möglichkeit, die 
Oberfläche des Neoprens durch Prägungen 
entsprechend zu strukturieren.“ 
 
Die SEDO fertigt nach eigenem Know-how 
das Material Neopren als einziger Hersteller 
in Europa an. Wie schätzen Sie den Markt 
und Ihre Marktposition ein? 
 
„In der Tat sind wir der einzige Hersteller in 
Europa für dieses Produkt. Das hört sich zu-
nächst sehr reizvoll und überaus interessant an, 
aber lassen sie mich das ein wenig näher aus-
führen. 
 
Zur Neoprenherstellung bedarf es, wie bereits 
angeführt, neben eines spezifischen Rezept-
und Fertigungs-Know-hows vor allem einiger 
Erfahrung im Beherrschen der Kautschukche-
mie und bei der Prozesssteuerung. Temperatu-
ren, Luftfeuchtigkeit und Qualität der eingesetz-
ten Rohstoffe spielen eine große Rolle - Hexe-
rei ist aber auch hier nicht mit im Spiel. 
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 Interview mit Herrn Claus Goyer, Geschäftsführer der 
SEDO Chemicals Neoprene GmbH 

 Neopren ist, relativ betrachtet, ein Nischenpro-
dukt, Produkte aus Neopren – zumal reiner und
hochwertiger Qualitäten – fließen in einen be-
grenzten Markt, wenn Sie es etwa vergleichen 
mit dem Massenprodukt Autoreifen, einem her-
stellungstechnisch und strukturell verwandten 
Erzeugnis. 
 
Der Herstellungsprozess von Neopren ist sehr 
material-, energie- und arbeitsaufwändig. Das 
verschafft Produzenten mit niedrigen Lohn- und 
teils auch Energiekosten einen enormen Vorteil. 
Deshalb haben sich vor allem Neoprenherstel-
ler aus Asien, vornehmlich aus China/Taiwan, 
weltweit als Marktführer etabliert, wobei zudem 
die führenden asiatischen Wettbewerber auf-
grund ihrer Fertigungstiefe (eigene Herstellung 
von Kaschiergewirken, Neopren, Fertigerzeug-
nissen) teilweise eine beherrschende Stellung 
eingenommen haben. 
 
Unser Markt ist Europa. Hier schätzen wir unse-
re Position als sehr stark ein. Wir liefern in na-
hezu alle Länder unseres Kontinents. Etwa die 
Hälfte unseres Umsatzerlöses entstammt dem 
Exportgeschäft. Hervorhebenswerte Auslands-
märkte sind für uns Frankreich, Großbritannien, 
Spanien, Portugal, Belgien, die Niederlande, 
Skandinavien, Polen, Tschechien und Rumäni-
en. Wir bedienen ausschließlich weiterverarbei-
tende Betriebe. Zu unserer Kundschaft zählen 
kleinere, viele mittlere und einige größere Pro-
duktionsunternehmen. Die meisten davon sind 
Konfektionsbetriebe, da unser Produkt vor-
nehmlich in Gebrauchsgegenstände einfließt. 
Ansonsten bedienen wir Industriebetriebe, die 
unser Material für technische Anwendungen 
nutzen, etwa als Transportschutz, im Stanz-
formbau oder Dichtungsbereich. 
 
Wir setzen uns in dem Maße überall dort erfolg-
reich gegen unsere Wettbewerber aus Asien 
durch, wo sich europäische Produzenten etab-
lieren, ihre Standorte behaupten oder entwi-
ckeln und ausbauen und auf jene Vorteile
schauen, die nur wir als europäischer Hersteller 
ihnen bieten können: hohe Qualität, anpas-
sungsfähige Lösungen z. B. bei Produktenwick- 

 lungen oder spezifischen Anforderungen, kurze
Lieferwege, Schnelligkeit und Flexibilität bei 
den Lieferungen, und schließlich einen exzel-
lenten Service. Der Faktor Zeit spielt eine zu-
nehmende Rolle in den Geschäftsbeziehungen, 
Endverbraucher und Einzelhandel drängen auf 
immer kürzere Durchlaufzeiten von der Bestel-
lung bis zur Auslieferung. Gleichzeitig gilt es, 
die Lagerhaltungskosten im vertretbaren Rah-
men zu halten. Die Umsetzung von Produkt-
ideen ist an immer kürzere Zeiträume gebun-
den. Und es ist eine Binsenweisheit: Wer sich 
der Forderung nach just in time verschließt, hat 
nicht unbedingt die besten Chancen am Markt. 
Insgesamt fühlen wir uns gut aufgestellt und für 
die Zukunft gerüstet. Wir bilden regelmäßig 
Nachwuchs aus und sehen im Übrigen eine 
gesicherte Perspektive für unsere Mitarbeiter, 
einem Team von insgesamt 35 überwiegend 
sehr erfahrenen Fachkräften.“ 
 
Der Einsatz des Materials Neopren ist wei-
testgehend im Schwimm- und Tauchsport 
bekannt. Welche Einsatzmöglichkeiten gibt 
es noch? 
 
„Da passen Sie mit Ihrer Bemerkung vollkom-
men ins Klischee! Denn nahezu alle Menschen, 
die sich bisher noch nicht sonderlich mit dem 
Thema Neopren befasst haben und mit denen 
man über unser Produkt ins Gespräch kommt, 
assoziieren Neopren ausschließlich mit was-
sersportlichen Aktivitäten, namentlich mit dem 
Tauchanzug. Sie wundern sich dann, wenn sie 
erfahren, wie vielfältig die Einsatzmöglichkeiten 
von Neopren sind. Manchmal wundern wir uns 
selbst, was so alles aus unserem Material ent-
steht. Mal ist es die Unterlage für den Kinnhal-
ter der Geige, mal die mattschwarze Präsenta-
tionsunterlage für hochwertigen Schmuck, das 
Halsband vom Swarovski-Feldstecher, das 
ausgefallene Kostüm auf einer Münchener oder 
Berliner Theaterbühne oder die Frisbee-
Scheibe aus Neopren, die ihrem Pendant aus 
Plastik in punkto Flugeigenschaften bei deutlich 
geringerer Verletzungsgefahr nicht nachsteht. 
Doch Spaß beiseite. Wenn Sie die folgenden 
Produkte sehen, dann sollten Sie wissen - hier 
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 Interview mit Herrn Claus Goyer, Geschäftsführer der 
SEDO Chemicals Neoprene GmbH 

 steckt (sehr oft) auch Neopren drin und sehr 
häufig kommt das aus Fürstenwalde: Wasser-
sportbekleidung und –ausrüstung, Fischerei-
und Anglerzubehör, Bootsausrüstungen, Sport-
und Medizinbandagen, Stütz- und Polsterele-
mente (Arbeitsschutz, Orthopädie), Einlegesoh-
len, Gurte und Transportbänder, Schutzhüllen 
für hochempfindliche Geräte, Trekkingausrüs-
tung, Pferdebandagen/-gamaschen, Hufscho-
ner, Jagd- und Radsportzubehör, Motorradbe-
kleidung, Kälte- und Klimaschutz, Feuerwehr-
Spezialbekleidung, Handschuhe, Überlebens-
anzüge, Möbelelemente, Trendbekleidung, Ac-
cessoires und vieles mehr. Ja, und vielleicht 
bringen Sie uns noch auf weitere Anwendungs-
ideen? 
 
Bei manch einschlägigen, oft sehr preiswerten 
Massenprodukten wie Laptop-Hüllen, Dosen-
und Flaschenkühlern, Yogamatten oder Maus-
pads sollten Sie allerdings eher skeptisch sein. 
Diese mögen, wie es Werbung und Etiketten 
verheißen, in einzelnen Fällen tatsächlich aus 
Neopren bestehen. Aber das sollten Sie dann 
besser beim entsprechenden Hersteller in Chi-
na in Erfahrung bringen, zumindest aber einer 
kritischen Prüfung unterziehen.“ 
 
Wie kamen Sie mit UHY in Kontakt und wo-
bei können wir Sie besonders unterstützen? 
 
„Der Kontakt zu UHY entstand in den Jahren 
2001/2002, als ich mich mit der Übernahme der 
SEDO beschäftigte. Speziell Herr Lauer war bei 
der Due Diligence eine sehr kompetente und 
wertvolle Hilfe. 
 
Seit 2002 leiten Herr Roland Loch und ich die 
SEDO Chemicals gemeinsam als geschäftsfüh-
rende Gesellschafter. Seitdem berät und be-
treut uns UHY vornehmlich in Steuerfragen und 
im Zusammenhang mit der Erstellung und ge-
legentlichen Prüfung von Jahresabschlüssen.  

 Dafür möchten wir uns an dieser Stelle aus-
drücklich bei allen beteiligten Mitarbeitern be-
danken, namentlich bei Herrn Igor Stranz, der 
uns, auch in diffizilen Momenten, stets ein akri-
bischer und kritischer, gleichwohl fairer und 
angenehmer Begleiter ist.“ 
 
Wir danken Ihnen sehr für das Gespräch, 
Herr Goyer, und wünschen Ihnen und Ihrem 
Unternehmen weiterhin viel Erfolg! 
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 Compliance bei mittelständischen Unternehmen 
Hermann Pointl, WP/StB, UHY Deutschland AG, München 

 1. Warum Compliance? 
 
Compliance drückt mehr aus, als dass dem 
Gesetz gefolgt werden muss. Compliance ist 
einerseits die Gesetzestreue, andererseits 
aber auch die im Unternehmen strategisch 
gewollte und durchgeführte Gesetzesbefol-
gung mit einem Sicherungssystem, das vor 
Gesetzesverstößen und ihren Folgen schüt-
zen soll. Im Unternehmen wird nicht nur auf 
etwas passiv Akzeptiertes, sondern auf aktiv 
und strategisch Abgesichertes abgestellt. 
 
Dabei geht es nicht nur um Informationen über 
einen Rechtszustand, sondern um die Folgen 
von Gesetzesverstößen, d. h. um Schadener-
satz- und Haftungsansprüche sowie um straf-
rechtliche Sanktionen. Bezweckt wird, den Haf-
tungsgrund oder Schadenersatzgrund zu ver-
meiden. 
 
Corporate Compliance schränkt den Begriff 
auf Unternehmen ein. Somit bedeutet Compli-
ance in Unternehmen die Gesamtheit der Maß-
nahmen, die Unternehmen ergreifen, um si-
cherzustellen, dass die extern vorgegebenen 
Regeln (z. B. Gesetze, Verordnungen), aber 
auch die internen Regeln, deren Maßstab ein 
ethisches oder verantwortliches Handeln (im 
Sinne einer guten Unternehmensführung) ist, 
eingehalten werden. 
 
Die Anreize, ein Compliance-System einzufüh-
ren, können wie folgt systematisiert werden: 
 

 Ziel eines jeden Compliance-Systems ist es 
zunächst, Unregelmäßigkeiten zu verhindern. 
Jedoch darf Compliance nicht dazu führen, 
dass das operative Geschäft, also das „Ge-
schäfte machen“, behindert wird. Zum anderen 
sollen auch ökologische und soziale Aspekte 
eines Unternehmens als Teil der Gesellschaft 
i.S.d. Corporate Social Responsibility (CSR) 
beachtet werden. 
 
Heute wird Compliance in den Kontext der CSR 
gestellt, in dem eine erweiterte Verantwortung 
und Profilierung des Unternehmens in der Ge-
sellschaft eingefordert wird, dass wirtschaftliche 
Wertschöpfung, soziale Gerechtigkeit und Er-
halt der ökologischen Lebensbedingungen in 
Einklang gebracht werden (sog. wertebasierter 
Compliance-Ansatz). 
 
Dem Wesen der Compliance ist immanent, 
dass kein abgeschlossener Katalog von Funk-
tionen aufgestellt werden kann, weil viele Un-
ternehmen unterschiedlichen Compliance-
Risiken ausgesetzt sind. 
 
So wird versucht, dass Compliance sowohl 
präventive als auch repressive Funktionen er-
füllen soll. 
 
Als präventive Funktionen werden verstan-
den: 
 

} Mitarbeiter-Schulungen 
} Interne Richtlinien 
} Hinweisgebersysteme 
} Zero tolerance policy. 

 
Als repressive Funktion wird u. a. angesehen: 
 

} „Alarmsystem“ bei Unregelmäßigkeiten. 
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  Compliance bei mittelständischen Unternehmen 

 2. Bedeutung von Compliance für den Mit- 
    telstand 
 
Bei der Einrichtung eines jeden Compliance-
Systems sollten die nachfolgend dargestellten 
wesentlichen Grundsätze, die in einem kom-
plementären Verhältnis stehen, beachtet wer-
den: 

 
 
Ein Kerngrundsatz eines jeden Compliance-
Systems stellt seine Flexibilität dar. 
 
So ist bei der ersten Compliance-Risikoanalyse 
zu entscheiden, welche der gängigen Compli-
ance-Elemente für das konkrete Risikoprofil 
eines Unternehmens implementiert werden 
sollten. Eine solche frühe Analyse kann im Er-
gebnis dazu führen, dass die Besonderheit des 
Unternehmens es erfordert, dass einige der 
gängigen Compliance-Elemente in der Aufbau-
und Ablauforganisation des CMS nicht zur An-
wendung kommen und andere Lösungen erar-
beitet werden müssen. 
 
Dies kann bei kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU) regelmäßig zutreffen, weil die er-
forderlichen Ressourcen nicht bereitgestellt 
werden können. Auch bei etablierten Compli-
ance-Systemen spielt die Flexibilität eine erheb-
liche Rolle, weil ständig deren Effektivität zu 
prüfen ist. Bei KMU kann dies durchaus zu der 
Feststellung führen, dass aus Gründen der 

 Flexibilität und Wirtschaftlichkeit überhaupt kein 
umfangreiches Compliance-System, sondern 
nur bestimmte Compliance-Elemente eingeführt 
werden. 
 
Die Notwendigkeit einer Compliance in KMU 
steigt mit der Zunahme an qualitativen und 
quantitativen Risiken. 
 
Beispiel für eine konkrete, bedürfnisorientierte 
Ausrichtung der Compliance: 
 
Das Unternehmen U stellt 30 Mitarbeiter ein 
und macht einen Jahresumsatz von Mio. EUR 2. 
Bisher ist es bei U zu keinem Verstoß gekom-
men. Die wirtschaftliche Tätigkeit des U ist nicht 
sonderlich komplex. Seit vielen Jahren werden 
bestimmte Produkte von X importiert und nach 
ihrer Verarbeitung an Z exportiert. Die Produkte 
sind nicht gefährlich. U entscheidet sich für die 
Einführung eines Compliance-Systems. Ein 
umfangreiches Risikomanagementsystem wird 
nicht implementiert. Der Schwerpunkt liegt 
vielmehr auf dem Außenwirtschaftsrecht. 
 
Eine Herausforderung für den Flexibilitäts-
grundsatz stellen Standardisierungsversuche 
im Compliance-Bereich dar. Verschiedene Or-
ganisationen haben diverse Compliance-
Standards erarbeitet, nach denen Unternehmen 
geprüft und zertifiziert werden können. Für 
Deutschland sind z. B. die Prüfungsstandards 
des IDW (IDW PS 980) entwickelt worden. 
Schließlich werden globale ISO-Standards prä-
feriert. 
 
Letztlich ist für jedes (einzelne) KMU zu prüfen, 
inwieweit die Aufgabe des Flexibilisierungs-
grundsatzes zugunsten einer standardisierten 
Zertifizierung die erhofften Vorteile für das Un-
ternehmen erbringt. 
 
Ein zweiter wesentlicher Compliance-Grundsatz 
ist für KMU der Wirtschaftlichkeitsgrundsatz. 
Für KMU sollten die konkreten betriebswirt-
schaftlichen Risiken, jedoch nicht alle, abgesi-
chert werden. Der Wirtschaftlichkeitsgrundsatz 
soll erreichen, dass bei der Einrichtung und 
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  Compliance bei mittelständischen Unternehmen 

 Pflege von Compliance-Systemen nur solche 
„Einführungsinvestitionen“ getätigt werden, die 
zwingend notwendig sind. Bei bereits existie-
renden Betriebsstrukturen (wie interne Revisi-
on, interne Kontrolle, Risikomanagementsys-
tem) kann es ausreichend sein, diese Struktu-
ren/Elemente in ein Compliance-System zu 
integrieren. 
 
Ein dritter wesentlicher Compliance-Grundsatz 
sollte der Schrankengrundsatz sein. Dieser 
Grundsatz besagt, dass bei jeder Compliance-
Maßnahme die Grenzen des Zulässigen zu 
beachten sind. Ist eine Compliance-Maßnahme 
zwar rechtlich zulässig, hält sich aber nicht im 
Rahmen des für bestimmte Personen Zumutba-
ren, so wird sie keine positive Wirkung entfal-
ten. 
 
Das Ziel einer internen Untersuchung wird ver-
fehlt und kann sogar den worst case herbeifüh-
ren, wenn die Grenzen zulässiger Nachfor-
schungen überschritten werden. Insbesondere 
im Bereich des Datenschutzrechts sind jegli-
che Verstöße mit gewichtigen Sanktionen und 
weiteren Folgen gegen das Unternehmen ver-
bunden. 
 
Weitere Grenzen ergeben sich im Bereich des 
Arbeitsrechts, aber auch des Verfassungs-
rechts im Zusammenhang mit dem allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht (z. B. bei der Videoüber-
wachung des Arbeitsplatzes, dem Abhören 
privater Gespräche oder der Kontrolle des 
E-Mail-Verkehrs). 
 
Als vierter wesentlicher Compliance-Grundsatz 
ist der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (z. B. 
bei Bagatelltaten) zu beachten. Dieser Grund-
satz stellt eine der wichtigsten Ausprägungen 
des Rechtsstaates dar und durchdringt die ge-
samte Rechtsordnung. Eine Voraussetzung für 
die Funktionsfähigkeit eines jeden Compliance-
Systems ist seine Akzeptanz. 

 3. Compliance durch Organisation, Prozesse 
    und Optimierung 
 
Generell lassen sich die folgenden Schritte 
unterscheiden: 
 
3.1 Compliance Organisation 

 Zunächst sollte ein unabhängiger Compli-
ance-Beauftragter oder -Verantwortli-
cher benannt werden, wobei die letztendli-
che Verantwortung stets bei den Unter-
nehmensorganen verbleibt. Der Unter-
nehmer ist aufgrund seines Führungspro-
fils nicht unbedingt dazu prädestiniert, die 
Arbeit eines Compliance-Beauftragten 
wahrzunehmen. 

 
 Bei einem Compliance-Beauftragten wird 

die notwendige Kontrolle und stärkere 
Formalisierung auf einen Dritten delegiert. 
Möglich ist es bei KMU, den Bereich Com-
pliance im Controlling als Zusatzaufgabe 
zu etablieren, wobei dann das Controlling 
in die Nähe einer Kontrollfunktion gerückt 
wird, während die Steuerungsfunktion des 
Unternehmens im Mittelpunkt stehen soll-
te. 

 
 Letztlich ist die Compliance-Organisation 

an der Unternehmensstruktur und den 
Compliance-Risiken auszurichten. 

 
3.2 Compliance-Felder bzw. -Risiken 

 Ein aufschlussreicher Zugang zu den be-
trieblichen Compliance-Risiken aufgrund 
der Risikoanalyse bietet sich über die Be-
ziehungen des Unternehmens zu seinen 
Stakeholder-Gruppierungen an. 
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 Bei den Stakeholdern bestehen in den 

Interaktionsprozessen Risiken bzw. regel-
abweichende Verhaltensweisen. Untersu-
chungen von Corporate Compliance in mit-
telständischen Unternehmen weisen ins-
besondere als Risikofelder den Vertriebs-
und Einkaufsbereich aus. 

 

 Schwierig ist - je nach Unternehmensgrö-
ße - die Grenzziehung zwischen noch 
compliant einerseits und schon non-
compliant andererseits. Handelt es sich 
bei der Einladung des Einkaufsleiters im 
Kundenunternehmen zum Abendessen im 
„Sterne“-Restaurant um eine akzeptable 
Kundenbewirtung oder liegt bereits eine 
unlautere Gewährung persönlicher Vorteile 
vor? 

 

 Schwierig ist in diesem Zusammenhang 
auch die Beurteilung der Einladung von 
Kundenbevollmächtigten in die VIP-
Lounge. Jedenfalls ist das Management 
(Geschäftsführung, Vorstand) gefordert, 
klare Entscheidungen über betriebliche 
Standards zu treffen, die kompatibel mit 
den rechtlichen Vorschriften sind. 

  Zum Zwecke der Bewältigung von Koordi-
nationsanforderungen in Compliance-
Systemen erscheint die Implementierung 
eines formalisierten Verhaltenskodex
förderlich. In der Praxis haben sich die Be-
griffe 

 

} Code of Conduct 
} Compliance Code 
} Verhaltensrichtlinien 

 

 herausgebildet. Dieser Kodex stellt eine für 
alle Mitarbeiter gut kommunizierbare Orien-
tierung hinsichtlich der von der Unterneh-
mensleitung autorisierten Verhaltenserwar-
tungen dar, die individuell nicht zur Disposi-
tion stehen und von den einzelnen Aufga-
benträgern strikt zu beachten sind. 

 

3.3 Compliance-Optimierung 

 Das installierte Compliance-System muss 
einer stetigen Kontrolle unterzogen wer-
den, damit es effektiv und effizient bleibt. 
Diese Evaluation führt zu einer kontinuier-
lichen Anpassung (Erweiterung, Aufhe-
bung, Änderung) der anzuwendenden 
Compliance-Richtlinien und trägt damit 
dem Flexibilitätsgrundsatz Rechnung. 

 

3.4 Maßnahmen zur Aufarbeitung von Compli-
ance-Verstößen 

 Jedes Compliance-System hat in seiner 
repressiven Funktion bestimmte Maßnah-
men bei konkreten Compliance-Verstößen 
vorzusehen und umzusetzen. Einen umfas-
senden Ansatz verdeutlicht folgende Über-
sicht:  

 

 

Firma
Kunden

Liefe-
ranten

Kapital-
eigner

Arbeit-
nehmer

N.N.

Fraud (z.B. Betrug, Diebstahl)

Compliance-Risiken

z.B. Einstellung, Kündigung, 
Gleichberechtigungz.B. Insider-Geschäfte

z.B. Vorteilsannahme im Ver-
trieb, über AN oder Sales Agents

Einhaltung Arbeits- und 
Sozialstandards
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 3.5 Zusammenwirken der einzelnen Compli-
ance-Elemente 

 Die einzelnen Compliance-Elemente/Maß-
nahmen sollen in ihrer Gesamtheit zu-
sammenwirken und die gewünschte Effek-
tivität erzeugen. Die nachfolgende sog. 
Compliance-Matrix zeigt, wie die unter-
schiedlichen Compliance-Maßnahmen zu-
sammenwirken können: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Liebe Leserinnen und Leser, der Fachaufsatz
wird in der kommenden Ausgabe April 2017 mit 
einer eingehenderen Behandlung der Compli-
ance-Risiken fortgesetzt. 

   

Informationen an 
Mitarbeiter

(Awareness 
building)

Schulungen,
Richtlinien

Dokumentation 
(Code of Conduct, 

Richtlinien)

Hinweisgeber-
system

(Whistleblowing)

Interne 
Ermittlungen

Ermittlungs-
methoden und 
ihre Grenzen

Repression: 
Haftung, 

Sanktionen

Prävention: 
Abschreckungs-

funktion, Evaluation, 
Öffentlichkeit

Modelle Verhältnismäßigkeit, 
Flexibilität und weitere Grundsätze

Hinweis Hinweis

Hinweis

Hinweis
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 BilRuG bei der Erstellung und Prüfung des 
Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016 
 
Die Änderungen der handelsrechtlichen Rech-
nungslegungsvorschriften nach dem BilRuG 
sind erstmals für Jahresabschlüsse anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 2015 begin-
nen. Demnach wird die Anwendung regelmäßig 
für den Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2016 relevant sein. Einige Änderungen 
beinhalten: 
 
- Erhöhung der Schwellenwerte für die Grö-

ßenklassenbestimmung (diese Änderung ist 
bereits rückwirkend seit 2013 anwendbar) 

 

- Ausweitung der Definition der Umsatzerlöse 
mit einer deutlichen Verschiebung aus den 
sonstigen betrieblichen Erträgen hin zu den 
Umsatzerlösen 

 

- Streichung der außerordentlichen Posten 
 

- Zusätzliche Angaben im Anhang, z. B. zu 
den Abschreibungen, zur Gewinnverwen-
dung und zu den sonstigen finanziellen 
Verpflichtungen 

 

- Es dürfen nur noch festgestellte Abschlüsse 
offengelegt werden 

 
Bilanzierung bei Abkehr von der Going-
Concern-Prämisse 
 
In seiner Neufassung der Stellungnahme zur 
Rechnungslegung des IDW RS HFA 17 vom 
8. September 2016 stellt das Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) klar, welche Folgen sich für 
den handelsrechtlichen Jahresabschluss bei 
einer Abkehr von der Going-Concern-Prämisse 
ergeben. Der Schwerpunkt liegt auf der zutref-
fenden Ermittlung des Reinvermögens eines 
Unternehmens. Zentrale Bedeutung im Fall des 
Wegfalls der Fortführungsannahme kommt der 
zutreffenden Bildung von Rückstellungen zu. 
Hierbei sind insbesondere die Verbindlichkeiten 
zu berücksichtigen, die sich voraussichtlich aus 
der Einstellung des Geschäftsbetriebes erge-
ben. Dies können Abfindungen für die Mitarbei-
ter, Rückbauverpflichtungen und solche zur 

 Beseitigung von Altlasten sein. Pensionsver-
pflichtungen sind hingegen nunmehr in vollem 
Umfang zu berücksichtigen. Die Bewertung von 
Vermögensgegenständen richtet sich nunmehr 
im Wesentlichen nach den Verhältnissen am 
Absatzmarkt. 
 
IDW RS HFA 30 n. F. zur Bilanzierung von 
Altersversorgungsverpflichtungen 
 
Das IDW hat am 19. Dezember 2016 die Neu-
fassung zur handelsrechtlichen Bilanzierung 
von Altersversorgungsverpflichtungen verab-
schiedet. Die Stellungnahme beinhaltet Aktuali-
sierungen, die sich unter anderem aus den 
Änderungen des § 253 HGB bzgl. der Abzin-
sung von Altersversorgungsverpflichtungen
ergeben. Die wesentlichste Änderung betrifft 
die Abzinsung in der Bewertung von Altersver-
sorgungsverpflichtungen, diese wurde an die 
Neufassung des § 253 HGB angepasst. Da-
nach ist die Abzinsung von Altersversorgungs-
verpflichtungen nun mit zehnjährigem Durch-
schnittszins (vorher: siebenjähriger Durch-
schnittszins) vorzunehmen und es besteht eine 
Ausschüttungssperre in Höhe der Differenz 
einer Vergleichsbewertung mit sieben- und 
zehnjährigem Durchschnittszins. Die Änderung 
war aus Sicht des Gesetzgebers erforderlich, 
um den historisch niedrigen Zinsverlauf sachge-
recht in der Bilanz abzubilden und die Auswir-
kungen über einen größeren Zeitraum zu vertei-
len. 
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 Rechtsprechungen zum Investitionsabzugs-
betrag (IAB) nach § 7g EStG 
 
Steuerpflichtige können auf Antrag für die künf-
tige Anschaffung oder Herstellung von abnutz-
baren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anla-
gevermögens bis zu 40 % der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten außer-
bilanziell abziehen, so dass sich der steuerliche 
Gewinn mindert. In dem betreffenden Veranla-
gungszeitraum ergibt sich folglich eine steuerli-
che Entlastung, die als Finanzierungshilfe für 
die zukünftige Anschaffung des Wirtschaftsguts 
dienen soll (sog. Finanzierungszusammen-
hang). Dieser Finanzierungszusammenhang 
wurde vom BFH mit dem Urteil vom 6. Ap-
ril 2016 aufgegeben. Demnach kann der IAB
auch für bereits angeschaffte Wirtschaftsgüter 
nachträglich beantragt werden. Die Ausübung 
des Wahlrechtes ist bis zur materiellen und 
formellen Bestandskraft des Steuerbescheides 
des jeweiligen Veranlagungszeitraums möglich. 
Die Aufgabe des Finanzierungszusammen-
hangs ermöglicht Gestaltungsspielräume, etwa 
zum Ausgleich eines erhöhten Gewinns nach 
einer Betriebsprüfung. 
 
Ein interessantes Urteil zum IAB ergibt sich 
auch im Zusammenhang mit Personengesell-
schaften bzw. freiberuflichen Partnerschaftsge-
sellschaften. Mit Urteil vom 11. März 2016 ent-
schied der BFH, dass der IAB gesellschaftsbe-
zogen und nicht gesellschafterbezogen auszu-
legen ist. Demzufolge kann für die Anschaffung 
eines Wirtschaftsguts, welches von dem jewei-
ligen Gesellschafter an die Gesellschaft zur 
Nutzung überlassen wird (sog. Sonderbetriebs-
vermögen), ein IAB im Gesamthandsbereich 
der Gesellschaft beansprucht werden. Die Ent-
scheidung des BFH ist zu begrüßen, da ein IAB 
im Sonderbereich des Gesellschafters aufgrund 
mangelnden Verrechnungspotenzials mit Son-
derbetriebseinnahmen in der Regel nicht voll 
ausgeschöpft werden kann. 

 Anschaffungsnahe Herstellungskosten i.S.v. 
§ 6 I Nr. 1a EStG bei Einkünften aus Vermie-
tung 
 
Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes 
gehören auch Aufwendungen für Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die 
innerhalb von drei Jahren nach der Anschaf-
fung des Gebäudes durchgeführt werden, wenn 
die Aufwendungen, ohne die Umsatzsteuer, 
15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes 
übersteigen. Ausgenommen sind Erhaltungsar-
beiten, die jährlich üblicherweise anfallen. Nach 
Ansicht des BFH gilt die Ausnahme allerdings 
nicht für Schönheitsreparaturen, wenn diese im 
Zusammenhang mit weiteren baulichen Maß-
nahmen vorgenommen werden. Schönheitsre-
paraturen umfassen bspw. das Tapezieren und 
das Anstreichen von Wänden, Decken, Fußbö-
den, Heizkörpern, Innen- und Außentüren so-
wie von Fenstern. 
 
Mit Urteil vom 14. Juni 2016 bestätigt der BFH 
seine Auffassung. Er hält aber ausdrücklich 
nicht mehr an der Forderung fest, dass Schön-
heitsreparaturen in einem engen räumlichen, 
zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit 
einer einheitlichen Gebäudemodernisierung 
stehen müssen. Die Qualifizierung von Schön-
heitsreparaturen als anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten ist missfällig, da sich der Aufwand 
im Rahmen der Gebäude-AfA lediglich über 
einen Zeitraum von i.d.R. 50 Jahren einkunfts-
mindernd auswirkt. Demzufolge lohnt sich in 
der Praxis die genaue Prüfung zwischen Erhal-
tungsaufwand und anschaffungsnahen Herstel-
lungskosten. Gegebenenfalls kann vor Durch-
führung der Bau- und Renovierungsmaßnah-
men steuergestaltend eingegriffen werden, 
indem die Bau- und Renovierungsmaßnahmen 
über einen längeren Zeitraum verteilt werden. 
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 Geschäftsführer-Haftung 
 
Die gesetzlichen Vertreter natürlicher und juris-
tischer Personen haften für diese, soweit An-
sprüche aus dem Steuerschuldverhältnis infol-
ge vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verlet-
zung der ihnen auferlegten Pflichten nicht oder 
nicht rechtzeitig festgesetzt oder erfüllt werden. 
Weitere Voraussetzung ist, dass die vertretene 
Person sich in Liquiditätsproblemen befindet. 
Bei mehreren Geschäftsführern gilt der Grund-
satz der Gesamtvertretung eines jeden Ge-
schäftsführers. Demnach treffen grundsätzlich 
jeden Geschäftsführer sämtliche Pflichten. So 
obliegt die Erfüllung der steuerlichen Pflichten 
nicht nur dem kaufmännischen Geschäftsfüh-
rer. Nach Auffassung des FG Bremen haben 
grundsätzlich die nicht für Steuern zuständigen 
Mitgeschäftsführer eine Kontrollpflicht. Eine
interne Aufgabenverteilung wirkt nur dann haf-
tungsbegrenzend, wenn die nähere Ausgestal-
tung der Aufgabenzuweisung klar und eindeutig 
schriftlich festgelegt worden ist. Dies kann 
durch Gesellschaftsvertrag, Gesellschafterbe-
schluss oder Vereinbarungen zwischen Gesell-
schaftern und Geschäftsführern geschehen. 
 
Entwicklungen im Körperschaftsteuer-
recht 
 
Mögliche Steuerpflicht für Veräußerungs-
gewinne aus Streubesitzbeteiligungen 
 
Veräußern Körperschaften (Kapital- und Akti-
engesellschaften, Vereine, Stiftungen etc.) Ka-
pitalgesellschaftsanteile, ist der Veräußerungs-
gewinn nach § 8b KStG steuerbefreit. Im Zuge 
der Neuregelung der Investmentbesteuerung 
hatte die Bundesregierung ursprünglich für 
2016 angekündigt, künftig auch Veräußerungs-
gewinne aus Streubesitzbeteiligungen, analog 
zur Besteuerung von Dividenden, steuerlich zu 
erfassen. Demzufolge ist der Veräußerungsge-
winn steuerpflichtig, wenn sich die Anteilsquote 
auf weniger als 10 % beläuft (sog. Streubesitz). 
Da sich der Bundesrat weiterhin massiv für eine 
entsprechende Steuerverschärfung einsetzt, ist 
die weitere Rechtsentwicklung zu beobachten.  

 Für geplante Veräußerungen von Streubesitz-
beteiligungen empfiehlt es sich demzufolge, 
diese entweder vor Inkrafttreten einer etwaigen 
Neuregelung zu veräußern oder aber auf die 
Beteiligungsquote von mindestens 10 % aufzu-
stocken. 
 
Rechtsprechungen zur verdeckten Gewinn-
ausschüttung 
 
Leistungen zwischen dem Gesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft und der Gesellschaft müs-
sen dem Fremdvergleichsgrundsatz entspre-
chen. Erlangt der Gesellschafter aus der Leis-
tungsbeziehung zur Gesellschaft einen nicht 
fremdüblichen Vermögensvorteil, führt dies zu 
den Rechtsfolgen einer verdeckten Gewinnaus-
schüttung (vGA). Demnach wird der Gewinn 
der Gesellschaft erhöht und bei dem Gesell-
schafter der Zufluss einer Dividende fingiert, die 
entsprechend den allgemeinen steuerrechtli-
chen Vorschriften besteuert wird. Bei beherr-
schenden Gesellschaftern wird eine vGA auch 
dann angenommen, wenn es an einer zivil-
rechtlich wirksamen, klaren, eindeutigen und im 
Voraus abgeschlossenen Vereinbarung darüber 
fehlt, ob und in welcher Höhe ein Leistungsent-
gelt an den Gesellschafter zu zahlen ist, oder 
der Vereinbarung nicht entsprechend verfahren 
wird. 
 
Die Aufdeckung einer vGA erfolgt meist im 
Rahmen einer Betriebsprüfung. Um ungewollte 
steuerliche Konsequenzen zu vermeiden, emp-
fiehlt es sich, Leistungsbeziehungen zwischen 
Gesellschafter und Gesellschaft auf ihre 
Fremdüblichkeit zu prüfen. Die Finanzgerichte 
(FG) und der BFH haben aktuell in folgenden 
Sachverhalten eine vGA unterstellt: 
 
· Die Vermietung einer Wohnimmobilie durch 

die GmbH an den Gesellschafter muss zu 
einer kostendeckenden Miete erfolgen. Des 
Weiteren muss die Miete einen angemessen 
Gewinnaufschlag enthalten. Der BFH führt 
im Urteil vom 27. Juli 2016 aus, dass ein or-
dentlicher und gewissenhafter Geschäftslei-
ter bestrebt sein wird, die Gewinne der 
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 Kapitalgesellschaft zu maximieren und des-
halb grundsätzlich keine Wohnimmobilie zur 
Vermietung anschaffen würde, wenn die 
Miete nicht die Kosten und einen angemes-
senen Gewinnaufschlag abdecken würde. 

 
· Von der Kapitalgesellschaft an den Gesell-

schafter-Geschäftsführer gewährte Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtzuschläge füh-
ren grundsätzlich und vorbehaltlich eines 
besonderen, die Zuschläge rechtfertigenden 
betrieblichen Grundes zur Annahme einer 
vGA. Insoweit hat das FG Münster die 
Rechtsprechung des BFH fortgeführt. 

 
· Das FG Hamburg hat die Rechtsprechung 

des BFH fortgesetzt und entschieden, dass 
monatliche Gehaltsverzichte eines beherr-
schenden Gesellschafter-Geschäftsführers 
dann eine vGA darstellen, wenn die zu 
Grunde liegenden Vertragsvereinbarungen 
nicht vertragsmäßig durchgeführt wurden, 
weil ein wieder aufgelebter Gehaltsan-
spruch nicht oder nicht fristgemäß festge-
stellt worden ist, und der Gehaltsverzicht 
einem Fremdvergleich nicht standhält. Der 
BFH nimmt an, dass ein fremder Arbeit-
nehmer einer Gehaltsstundung nur im äu-
ßersten Notfall zustimmen würde und bei 
Besserung der Liquiditätslage auf eine Ge-
haltsauszahlung drängen würde. 

 
Schädlicher Beteiligungserwerb nach 
§ 8c KStG 
 
Nach § 8c KStG geht ein vorhandener Verlust-
vortrag einer Kapitalgesellschaft anteilig unter, 
wenn innerhalb von fünf Jahren ein Anteilseig-
nerwechsel von mehr als 25 % bis zu 50 % 
erfolgt (sog. schädlicher Beteiligungserwerb). 
Bei einem Anteilseignerwechsel von mehr als 
50 % innerhalb der Fünfjahresfrist geht der 
Verlustvortrag vollständig verloren. Die Vor-
schrift soll verhindern, dass Kapitalgesell-
schaftsanteile ausschließlich mit dem Ziel er-
worben werden, die dort vorhandenen Verlust-
vorträge steuerlich zu nutzen (sog. Mantelkauf).
Folglich dient die Vorschrift der Verhinderung 

 eines Gestaltungsmissbrauchs. Unbedeutend 
ist, ob die Anteilsübertragung entgeltlich oder 
unentgeltlich erfolgt. Ausgenommen waren 
jedoch Übertragungen im Rahmen des Erwerbs 
von Todes wegen und im Rahmen der vorweg-
genommenen Erbfolge. 
 
Nun entschied das FG Münster, dass auch 
Erwerbe im Rahmen der vorweggenommenen
Erbfolge zu einem (anteiligen) Untergang eines 
vorhandenen Verlustvortrags führen. Ein Ge-
staltungsmissbrauch ist bei einem vorwegge-
nommenen Erbfall nicht erkennbar. Die Recht-
sprechung verfehlt somit das ursprüngliche Ziel 
des § 8c KStG. Zumal erscheint die Differenzie-
rung zwischen Erbfolge von Todes wegen und 
vorweggenommener Erbfolge als willkürlich. 
 
Mit Datum vom 14. September 2016 hat die 
Bundesregierung den aktuellen Entwurf eines 
Gesetzes (§ 8d KStG) zur Weiterentwicklung 
der steuerlichen Verlustverrechnung bei Kör-
perschaften vorgelegt. Das Gesetz soll rückwir-
kend zum 1. Januar 2016 in Kraft treten. Dem-
nach soll der Untergang des Verlustes dann 
nicht erfolgen, wenn der seit drei Jahren beste-
hende Geschäftsbetrieb nach dem Anteilseig-
nerwechsel unverändert bleibt. Ob der Ge-
schäftsbetrieb unverändert bleibt, soll nach 
qualitativen Merkmalen zu beurteilen sein (z. B. 
angebotene Dienstleistungen oder Produkte, 
Kunden und Lieferantenkreis u. ä.). Die Anwen-
dung dieser Vorschrift soll antragsgebunden 
sein. Der Entwurf ist zu begrüßen, da er An-
teilsübertragungen ermöglicht, wenn der Ge-
schäftsbetrieb der Körperschaft nach dem An-
teilseignerwechsel erhalten bleibt und eine an-
derweitige Verlustnutzung ausgeschlossen ist.  
 
Mit Anwendung des neuen Gesetzes und einer 
entsprechenden Antragstellung dürfte auch die 
Rechtsprechung zum Verlustuntergang bei 
vorweggenommener Erbfolge weniger Gewich-
tung erhalten. Festzuhalten bleibt, dass auf-
grund der aktuellen Gesetzesdynamik bei der 
Gestaltung der Anteilsübertragung von Verlust-
gesellschaften, unabhängig auf welchen Moti-
ven die Anteilsübertragung basiert, äußerste 
Sorgfalt geboten ist. 
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 UHY News 

 Veranstaltung 
 
Life Sciences im Gespräch 
 
Gerne laden wir erneut zu einer Runde „Life 
Sciences im Gespräch“ ein. 
 
Wann? 
9. März 2017 ab 17:30 Uhr 
 
Wo?  
Villa Metzler (www.historischevillametzler.de) 
Frankfurt am Main 
 
Wer?/Gastredner 
Dr. Jon Turner (Senior Partner, 
Portus Corporate Finance GmbH, Berlin) 
 

Prof. Dr. Heiko von der Leyen (Geschäftsführer 
HCTC GmbH, Hannover) 
 
Bereits vor dem offiziellen Beginn der Veran-
staltung besteht die Möglichkeit, kostenfreie 
Erstgespräche mit den Veranstaltern zu führen. 
 
Wir freuen uns auf interessante und anregende 
Gespräche beim anschließenden Get-Together
und Imbiss. 
 
Weitere Informationen erhalten Sie telefonisch 
über 030 226593-34 sowie berlin@uhy-berlin.de
oder einen der bioPLUS-Partner. 
 
Die Veranstaltung wird vom bioPLUS-
Kompetenznetzwerk (Portus Corporate Fi-
nance, Weitnauer Rechtsanwälte, GULDE & 
PARTNER Patent- und Rechtsanwaltskanzlei, 
UHY Deutschland AG Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, DORUCON Dr. Rupp Consulting) 
getragen. Life Sciences im Gespräch richtet 
sich an Unternehmen mit einem inhaltlichen 
Fokus auf Life Sciences-Themen, aber auch an 
Gründer, die in diesem Bereich Fuß fassen 
wollen. 

 Veröffentlichung 
 
UHY Deutschland AG veröffentlicht neuen 
Life Sciences-Branchenreport 2016/2017 
 
UHY Deutschland AG ist als Partnerunterneh-
men des bioPLUS-Netzwerkes, einem Zusam-
menschluss erfahrener Experten, Mitherausge-
ber des regelmäßig erscheinenden Reports der 
Life Sciences-Branche in Deutschland. Das 
Anfang März im Biocom-Verlag erscheinende 
Buch ‚Life Sciences 2016/2017 – Kapital,
Recht, Trends‘ behandelt aktuelle Rechts-, 
Wirtschafts- und Steuerfragen und bietet eine 
faktenreiche Übersicht über den Stand der 
deutschen Life Sciences-Branche sowie eine 
Reihe von Fachaufsätzen aus dem Alltag von 
Unternehmern und Investoren. 
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